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Gastbeitrag über Aufsicht und Untersuchungsbehörden

Zum Glück ist die
Finma keine heilige Kuh
DerUntergang der Solothurner
Kantonalbank führte dazu,
dass der Solothurner Kantons-
rat eine Parlamentarische
Untersuchungskommission
(PUK) einsetzte (Schlussbe-
richt vom29. August 1995). Ich
habe diesen PUK-Bericht
kürzlich lesen können; er
strotzt vorMutmassungen und
Unterstellungen, die in dieser
Formund in diesemAusmass
heute undenkbarwären. Der
Bericht prägte in der Folge
auch zivilrechtliche Verfahren
gegen einzelne Verantwor-
tungsträger der Kantonalbank.

Was damals aber ausdrücklich
nicht untersucht wurde, war
die Rolle der Vorgängerin der
heutigen Finanzmarktaufsicht
Finma – der Eidgenössischen
Bankenkommission EBK – bei
der Übernahme dermaroden
Bank in Kriegstetten durch die
Solothurner Kantonalbank. Zur
Erinnerung: AnfangOktober
1991musste die Spar- und
Leihkasse Thun die Schalter
schliessen – dieser «bank run»,
Schlangen von Sparern vor der
geschlossenen Bank, löste in
der Schweiz einen Schock aus.
Es gab eine eigentliche Krise
bei denRegionalbanken.

Doch die durchaus nicht klare
Rolle der EBK in Zusammen-
hangmit dieser Übernahme
der Bank in Kriegstetten im
Jahr 1992wurde nie unter-
sucht. Die PUK sah sich nicht
veranlasst (das heisst: sie
wollte einfach nicht), die
Exponenten der EBK zu befra-
gen. Daher reichte am 20.
Dezember 1995Nationalrat
Hanspeter Thür eine Interpel-
lationmit demTitel «Konse-
quenzen aus demFall der
Solothurner Kantonalbank»
ein. Er bat den Bundesrat unter
anderemumeine Stellungnah-
me zur Rolle der EBK.

Konkret ging es umdie Frage,
welche Verantwortung der
damaligeDirektor und der
damalige Vizedirektor der EBK
gegenüber der Solothurner
Kantonalbankwahrgenommen

haben. Dies liesse sich, so
führte Thür aus, nur durch eine
Befragung der zweiHerren
klären. Die Antwort des Bun-
desrates war eineOhrfeige: Es
gäbe keinenAnlass, dem
nachzugehen.Man beliess es
bei allgemeinen Floskeln.

Der Regierungsrat des Kantons
Solothurn hatte zuvor am4.
September 1995 seinen Bericht
samt Antrag zumPUK-Bericht
veröffentlicht. Darinwurde
festgehalten, dass diese PUK
verschiedene Verfahrensrechte
der Betroffenen verletzt hatte.
«Der Auffassung der PUK, das
entsprechende Verfahren sei
nicht streng juristischer bzw.
gerichtlicher, sondern viel-
mehr politischerNatur und
deswegen seien keine hohen
Anforderungen an die Einhal-
tung der Verfahrensrechte zu
stellen, kann nicht gefolgt
werden.»

Die PUKhatte nach eigenem
Gutdünken – das nenntman
Willkür – das rechtlicheGehör
beschnitten (Recht auf Beweis-
anträge), denAnspruch auf
angemessene Fristen zu Stel-
lungnahmen nicht gewahrt
usw.Der Anspruch auf Berück-
sichtigung der Stellungnahme
der Betroffenen imBericht
wurde unter den Tisch ge-
wischt. Von einer objektiven
Untersuchung konnte keine
Rede sein. Trotzdemwar der
Bundesrat nicht gewillt, die
Rolle der EBK zu untersuchen,
obschon diese von einzelnen
Betroffenen durchaus und

mehrfach erwähnt worden und
zu hinterfragenwar.

Und daswar nicht alles: Das
Untersuchungsrichteramt
Solothurn führte ein Strafver-
fahren gegen die Verantwortli-
chen der Solothurner Kanto-
nalbank und der (ehemaligen)
Bank in Kriegstettenwegen
Verdachts der ungetreuen
Geschäftsführung, eventuell
der ungetreuenAmtsführung
imZusammenhangmit dieser
Übernahme. ImRahmen
dieses Verfahrens ersuchte das
Untersuchungsrichteramt die
EBK, diejenigen ihrerMit-
arbeiter vomAmtsgeheimnis
zu entbinden, die für diesen
Fall Erkenntnisse undHinwei-
se für die laufende Strafunter-
suchung liefern können. Die
EBK lehnte dasGesuch ab.

Das Bundesgerichtmusste
1997 festhalten: Die EBK
entzog sich damit in unzulässi-
gerWeise ihrer Rechtshilfe-
pflicht. «Die Eidg. Banken-
kommissionwird angewiesen,
demUntersuchungsrichteramt
des Kantons Solothurn im
Strafverfahren gegen die
Verantwortlichen der Solothur-
ner Kantonalbankwegen
ungetreuerGeschäfts- bzw.
Amtsführung die nachgesuch-
te Rechtshilfe im Sinne der
Erwägungen zu gewähren.»

Gut, schautmanheutegenauer
hin.Esgibt keine«Immunität»
einerFinma.Verfahrensrechte
vonBetroffenenundMitwir-
kungspflichtenvonBehörden
sinddieHälftedesKuchens.
DenneinematerielleWahrheit
kannesnurgeben,wenneine
formelleWahrheit besteht.
DieseganzprinzipielleVoraus-
setzunggehört zumRechtsstaat.

Monika Roth ist Professorin und
selbstständige Rechtsanwältin.

«Voneiner
objektiven
Untersuchung
konntekeine
Redesein.»

Renzo Ruf, Washington,
undNatashaHähni

Inzwischen ist es hinlänglich bekannt: Do-
nald Trump ist ein unkonventioneller Poli-
tiker.Der amerikanischePräsident «denkt
gerne quer» und sieht Dinge, «die andere
Menschen nicht sehen wollen». So formu-
lierte es amDienstagder israelischeMinis-
terpräsidentBenjaminNetanyahuaneiner
gemeinsamenPressekonferenz imWeissen
Haus inWashington.

Anlass für diese Aussagen, mit denen
sich der Israeli bei seinemamerikanischen
Verbündeten einschmeicheln wollte: der
Vorstoss von Trump, den Gaza-Streifen
«langfristig»zuübernehmen,umdortohne
die bisherige Zivilbevölkerung eine liebli-
che «Riviera des Nahen Ostens» aufzu-
bauen. Alle Palästinenser sollten vielmehr
umgesiedeltwerden, und zwarnach Jorda-
nien, Ägypten oder in ein anderes Land.

Der amerikanische Präsident präsen-
tierte diese Idee als Resultat von monate-
langen Abklärungen, obwohl er keine De-
tails nannte.ErüberrumpeltedamitFreund
und Feind. Nicht nur in Washington, son-
dern auch im arabischenRaum.Angeblich
hättenur einekleineGruppevonengenBe-
ratern gewusst, dass Trump ernsthaft am
kriegszerstörtenGaza-Streifen interessiert
ist und sich sogar vorstellenkann, amerika-
nische Streitkräfte dorthin zu entsenden.

WillTrumpblossneuenSchwung
inVerhandlungenbringen?
UmgehendgingdieSuchenachErklärungs-
versuchen los.Netanyahu schienanzudeu-
ten, dass es sichumeineVerhandlungstak-
tik handelt. Weil der amerikanische Präsi-
dent kein Tabu kennt, kann er mit neuen
Ideen Verbündete unter Druck setzen und
Blockadendurchbrechen.Das ist die«Mad-
manTheory», die bereits in Trumps erster
Amtszeit inWashington kursierte.

DieThesebesagt, in allerKürze:Trump
ist derart unberechenbar, dass er als Präsi-
dent zuallemfähig ist.Deshalb sei es ange-
bracht, ihn auch dann ernst zu nehmen,
wenn er vermeintlich absurde Dinge sage.
Sein Gaza-Vorstoss ist demnach nicht das
Stammtisch-Geredeeines älterenHerren –
sondern die Aufforderung an die reichen
arabischen Nationen, nun endlich einen
Nachkriegsplan für den schmalen Land-
streifen vorzulegen.

EinenanderenErklärungsversuch liefer-
tederpolitischeGegnerdesneuenPräsiden-
ten.TrumpwolleblossdasThemawechseln,
sagtenführendeDemokraten.Unddamitab-
lenkenvompolitischenChaos, daser inden
erstenzweiWochenseinerAmtszeit imame-
rikanischen Politbetrieb angerichtet habe.
Dazu passt, dass Trump imWahlkampf des
vergangenen Jahres versprochen hatte, die
LebenshaltungskostenderAmerikanerinnen
und Amerikaner umgehend zu senken.
Schwer vorstellbar, dass eine Übernahme
des Gaza-Streifens dazu beitragen würde,
dass Eier oder Benzin in den USA billiger
werden. «Er versucht, die Aufmerksamkeit
derAmerikanervondenDingenabzulenken,
die er nicht tut», sagte der demokratische
Aussenpolitiker Gregory Meeks am Mitt-
woch in einemFernsehinterview.

«Ichbinwütend», sagt eine
BewohnerindesGaza-Streifens
Auch ausserhalbWashingtons gab es zahl-
reiche negative Reaktionen auf Trumps
Vorstoss, zuvorderst unterdenbetroffenen
Palästinensern selbst. «Ichbinwütend, ver-

ängstigt und verärgert über seine Aussa-
gen», sagte Hanya Aljamal. Die 27-Jährige
lebt im Gaza-Streifen. Vor dem Krieg war
sie Englischlehrerin und plante, bald ihr
Masterstudiumzubeginnen.Aktuell arbei-
tet sie bei Hilfsorganisationen in der Es-
sensverteilung.

«Trump kann einfach daherkommen
unddenMenschensagen,dass sie ihrLand,
ihre Wurzeln und ihr Erbe verlassen und
staatenloseMigrantenwerdensollen», sagt
Aljamal im Gespräch mit CHMedia. «Die
MenschenwerdenGaza sichernicht verlas-
sen, wenn ihnen nicht zugesichert wird,
dass sie das Recht auf Rückkehr haben.»

Auf internationaler Ebene hagelte es
ebenfalls Kritik. Saudi-Arabien reagierte
schockiert auf den Vorstoss des mächtigs-
tenMannesderWelt.DasLand lehneesab,
Palästinenserinnen und Palästinenser aus
dem Gaza-Streifen zu vertreiben, hiess es
in einer Mitteilung des Aussenministe-
riums. «Fest und unumstösslich» halte
Saudi-Arabien zudem an der Forderung
fest, dass ein palästinensischer Staat ge-
gründet werden müsse. Jordanien und
Ägyptenhattenbereits zuvornegativ aufdie
ForderungTrumps reagiert, die bis zu zwei
MillionenPalästinenser, die imGaza-Strei-
fenwohnen, aufzunehmen.

Ablehnung schlug Trump zudem aus
Deutschland entgegen. Aussenministerin
Annalena Baerbock sagte: «Gaza gehört –
ebensowiedieWestbankundOstjerusalem
– den Palästinenserinnen und Palästinen-
sern.» Eine Vertreibung der palästinensi-
schen Zivilbevölkerung aus Gaza wäre in-
akzeptabelundvölkerrechtswidrig.Ähnlich
entschieden ist das Nein aus Ankara. Der
türkischeAussenministerHakanFidansag-
te, es sei «falsch», überhaupt darüber zu
diskutieren.

Zurückhaltender fiel die Reaktion der
Schweiz aus.DasEidgenössischeDeparte-
ment für auswärtige Angelegenheiten
(EDA) schrieb in einer Stellungnahme:
«WasdenNahenOstenbetrifft, ist diePosi-
tionderSchweiz, insbesondere inBezugauf
die Zwei-Staaten-Lösung, bekannt und
wurde bereitsmehrfach kommuniziert.»

DerUS-Präsident lässt sich
vonKritiknichtbeirren
Trumpwird sichvondiesenkritischenEin-
schätzungen nicht beirren lassen. Der US-
Präsident ist solche Reaktionen gewöhnt,
und er stellt sich auf den Standpunkt, dass
sämtliche bisherigen Anläufe, den Nahen
Osten zu befrieden, gescheitert seien. Ge-
fragt seien deshalb frische, provokative
Ideen – so wie sein Vorstoss, den alle «lie-
ben», wie er amMittwoch sagte.

Auffallend war, dass Trump amDiens-
tag nicht improvisierte, sondern strecken-
weise schriftlicheNotizen ablas. Dies deu-
tet tatsächlich darauf hin, dass sein Gaza-
Plan nicht spontan entstand. Umso
erstaunlicher ist es, dass er keine Details
präsentierenkonnteunddie jahrhunderte-
alte, blutigeGeschichte dieses Landstrichs
einfach ignorierte.

Netanyahu wird es wohl nicht weiter
stören. Der israelische Ministerpräsident
sagte auch inWashingtonwieder, sein Ziel
sei es, die Hamas zu zerstören und sämtli-
che Geiseln freizubekommen. Dann wolle
er dafür sorgen, dass von Gaza nie mehr
eineGefahr für Israel ausgehe. Solltendort
in 10 bis 15 Jahren tatsächlich amerikani-
sche Soldaten entlang von neuen Strand-
Resorts patrouillieren, dannwäredieseBe-
dingung erfüllt.

Viel Aufregung um Trumps «Gaza-Riviera»
DemUS-Präsidenten schlägt Empörung entgegen,
nachdemer vorgeschlagen hat, dass die USA den
Gaza-Streifen übernehmen und alle Palästinenser
umgesiedelt werden sollen.Was bezwecktDonald Trump?
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Lotto Letzte Meldungen
Schulbus-Chauffeure
unterDrogeneinfluss

Frankreich Bei der Kontrolle
von 9000 Schulbussen in
Frankreich sind 49 Fahrer ge-
stopptworden,die vorderFahrt
Drogen oder Alkohol konsu-
miert hatten.WiedasVerkehrs-
ministeriummitteilte, schlugbei
44FahrerneinDrogentest posi-
tiv an, 5Fahrer standenunterAl-
koholeinfluss. Anlass der Kont-
rollen war ein Unfall mit einem
Schulbus in der vergangenen
Woche inZentralfrankreich, bei
dem eine Jugendliche ums Le-
ben kam. Ein Test ergab, dass
der Fahrer Drogen konsumiert
hatte.TransportministerPhilip-
pe Tabarot zeigte sich besorgt
wegen dieses Resultats. (dpa)

EUsagt chinesischen
BilligportalenKampf an

Versandhandel Die EU-Kom-
missionwill jetzt entschiedener
gegendenmassenhaften Import
von Billigprodukten vorgehen.
Nach Ansicht der Brüsseler Be-
hördebringen insbesonderedie
Shoppingportale Shein und
TemugrosseMengen günstiger
Waren in die EU, wobei es Be-
denkenbeimVerbraucherschutz
und Sicherheitsstandards gibt.
DieKommission hat daher eine
Untersuchung gegen Shein ein-
geleitet, ummöglicheVerstösse
gegen den europäischen Ver-
braucherschutz zuprüfen.Dabei
geht es unter anderemummut-
masslich missbräuchliche Ver-
tragsbedingungen. (dpa)
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